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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

am Ende bleibt die Erkenntnis, dass die 
Demoskopen einmal mehr daneben 
 gelegen haben. Oder haben Sie das 
 Wahlergebnis so vorausgesehen?

Mit einem Stimmenverlust von fast 
15 Prozent kann man mit Fug und Recht 
von einer Abstrafung der bisherigen 
 Großen Koalition sprechen. 

In der 19. Legislaturperiode werden sie-
ben Parteien, sechs Fraktionen im Deut-
schen Bundestag Platz nehmen und wir 
bekommen eine Volksvertretung, die mit 
709 Abgeordneten die zweitgrößte der 
Erde ist, hinter der Volksvertretung von 
China. Respekt. 

Für eine neu zu bildende Bundesregie-
rung – wie auch immer sie zusammen-
gesetzt sein mag – wird es neben ande-
ren zentralen Herausforderungen in der 
Integration der Flüchtlinge, den wirt-
schaftlichen Folgerungen aus einer 
 weiteren Globalisierung auch darauf 
ankommen, den Öffentlichen Dienst 
personell und materiell so auszustat-
ten, dass er seine Grundaufgabe als 
Fundament staatlichen Handelns zu 
leisten in der Lage ist. 

Auch wenn es viele der politisch Han-
delnden nicht mehr hören wollen, bleibt 
es eine Wahrheit, dass der öffentliche 
Dienst über Jahre hinweg dem Diktat 
 einer rigorosen Sparpolitik geopfert 
 worden ist. 

Von dem Schlagwort des „Schlanken 
Staates“ und der damit zusammenhän-
genden Verlagerung bisher staatlicher 
Handlungsfelder in den Markt, bis hin zur 
jahrelangen prozentualen Kürzung des 
Personals, hat man Raubbau am Personal 
betrieben. Die Folgen fallen uns jetzt 
sprichwörtlich vor die Füße.

Hier ist die Bundeswehr mit ihrer Bun-
deswehrverwaltung wahrlich ein Spiegel-
bild des gesamten öffentlichen Dienstes. 
Wenn die amtierende Bundesministerin 
der Verteidigung, Frau Dr. Ursula von der 
Leyen, vor einiger Zeit zu Recht hingewie-
sen hat, dass in den kommenden 15 Jah-
ren circa 30 Prozent des aktiven zivilen 
Personals ausscheiden werden, steht der 
Zeiger der sprichwörtlichen Uhr nicht 
mehr nur auf fünf vor zwölf, sondern 
 bereits auf nach zwölf. 

Der demogrfische Wandel und die alters-
bezogenen Abgangszahlen werden die 
Bundeswehr und ihre Verwaltung mit 
voller Wucht treffen.

Für den Verband der Beamten der Bun-
deswehr e.V. (VBB) jedenfalls beginnt mit 
dem Wahlabend das verbandspolitische 
Kerngeschäft von Neuem. 

Bereits vor den irgendwann beginnenden 
Koalitionsverhandlungen werden wir den 
Kontakt mit den alten und neuen Verant-
wortungsträgern im 19. Deutschen Bun-
destag aufnehmen, um so unsere Vor-
stellungen hinsichtlich eines attraktiven 
Berufsbildes Beamtin/Beamter in der 
Bundeswehr zu transportieren. Wir wer-
den gleich der „tibetanischen Gebets-
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mühle“ unsere Vorstellungen 
den Verantwortungsträgern 
unterbreiten.

Gleich ob Personalgewin-
nungs- oder -bindungszuschlä-
ge, Vertretungszulagen, eine 

bessere Bezahlung für Beam-
tinnen und Beamte im Vor-
bereitungsdienst oder die 
Durchlässigkeit zwischen den 
Laufbahngruppen, um nur 
 einige Beispiele zu nennen. 
Diese unsere Forderungen  

sind heute so aktuell und not-
wendig wie gestern. 

Und bei der Umsetzung zählen 
wir auf die Unterstützung un-
serer Gesprächspartner in Poli-
tik und Verwaltung.

Herzlichst 
Ihr

 

Wolfram Kamm

Staatssekretärin Dr. Suder 

Drei Jahre Agenda Rüstung

Sicherheitspolitischer Kontext –  
Rüstung ist nie Selbstzweck
Auch in Deutschland spüren 
wir die Folgen der verschiede-
nen Krisen und Konflikte in der 
unmittelbaren Nachbarschaft 
unseres Kontinents. Eine Ver-
besserung der Lage ist dabei 
kurz- bis mittelfristig nicht zu 
erwarten – leider. Gleichzeitig 
kommt Deutschland als bevöl-
kerungsreichster und wirt-
schaftsstärkster Nation in 
 Europa eine zunehmend wich-
tigere Rolle zu. Wie Verteidi-
gungsministerin von der Leyen 
im Einklang mit dem damali-
gen Bundespräsidenten Gauck 
und dem damaligen Außenmi-
nister Steinmeier Anfang 2014 
sagte: „Gleichgültigkeit ist für 
ein Land wie Deutschland kei-
ne Option“. Als Konsequenz 
sind die Anforderungen an die 
Bundeswehr vielfältiger und 
umfangreicher geworden. Um 
dem gerecht zu werden, müs-
sen Aufgaben und zur Verfü-
gung stehendes Personal und 
Material zueinander passen. 
Genau deshalb sind die durch 
die Verteidigungsministerin 
initiierten Trendwenden in den 
Bereichen Personal, Material 
und Finanzen so entscheidend. 
Ohne sie wird die Bundeswehr 
perspektivisch nicht in der 
Lage sein, ihren Auftrag und 
die daraus abgeleiteten Aufga-
ben zu erfüllen. Von steigen-
den Verteidigungsbudgets ist 
aufgrund der veränderten 
 Sicherheitslage – leider – aus-

zugehen. Das ist Herausforde-
rung und Verantwortung. 

 < Tief greifende 
 Veränderungen im 
Rüstungswesen

Im Rüstungswesen haben wir 
hierfür die Agenda Rüstung ini-
tiiert. Sie stellt einen substan-
ziellen Neuansatz dar mit dem 
Ziel, das gesamte Rüstungswe-
sen zu optimieren und zu mo-
dernisieren. Dies umfasst die 
Bereiche Planung, Ausrüstung 
und Cyber- und Informations-
technik. 

Auf Basis der in 2014 durch-
geführten umfassenden und 
schonungslosen Defizitanaly-
se wurden die bestehenden 
Probleme identifiziert und 
systematisch adressiert: 
 Kernaspekte der Agenda 
 Rüstung sind die strategi- 
sche Neuausrichtung des 
 Rüstungswesens, die Moder-
nisierung des Rüstungsma-
nagements einschließlich der 
Optimierung der Prozesse,  
das konsequente Aufgreifen 
bisher vernachlässigter The-
men sowie eine neue Zusam-
menarbeitskultur. 

 < Strategische Neu-
ausrichtung als Basis 
für Veränderungen

„Die Bundeswehr beschafft, 
was sie braucht und nicht, was 
ihr angeboten wird“ – ein kla-
res und starkes Mandat aus 
dem Koalitionsvertrag der 
18. Legislaturperiode. Eigent-
lich sollte das selbstverständ-
lich sein, war es aber in der 
Bundeswehr oft nicht. Zum 
 einen wurde der Bedarf nicht 
klar, offen und ehrlich be-
stimmt und dargestellt, son-
dern Bedarf war das, was fi-
nanzierbar war, nicht das, was 
nötig war. Das haben wir geän-
dert: Mit den Dimensionsstra-
tegien haben wir systematisch 
die Bedarfe einer aufgaben- 
und strukturgerechten Ausstat-
tung der Bundeswehr identifi-
ziert. Auf dieser Basis haben 
wir 2016 transparent und ehr-
lich die erforderlichen Finanz-
mittel aufgezeigt, um diesen 
Bedarf zu decken: Bis zum 
Ende der kommenden Dekade 
besteht insgesamt ein Bedarf 
an Rüstungsinvestitionen von 
mindestens 130 Milliarden 
Euro. Zum anderen standen in 
der Vergangenheit bei großen 
Rüstungsprojekten oft nicht 
die Ausrüstungsbedarfe der 
Bundeswehr und deren effizi-
ente und effektive Bedarfsde-
ckung im Vordergrund, son-
dern andere Ziele, zum Beispiel 
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industrie- beziehungsweise ar-
beitsplatzpolitischer Art oder 
die Förderung europäischer Ko-
operationen inklusive Struktur-
politik. Im heutigen sicher-
heitspolitischen Kontext ist 
das nicht mehr tragbar.  

Als Konsequenz und zweites we-
sentliches strategisches Element 
neben der strikten Bedarfsori-
entierung haben wir das Ver-
hältnis der Bundeswehr zur 
 Industrie neu geordnet. Durch 
einen strukturierten Dialog ha-
ben wir den Austausch mit der 
Industrie kanalisiert und pro-
fessionalisiert. Eine gesunde 
Arbeitsbeziehung auf Augen-
höhe und „at arm’s length“ hat 
sich etabliert. Gleichzeitig ha-
ben wir definiert, welche aus-
gewählten nationalen Schlüs-
seltechnologien aus souve- 
ränitäts- und sicherheitspoliti-
schen Erwägungen kritisch 
sind, in welchen Bereichen also 
national beschafft werden soll 
und in welchen Bereichen dies 
auch europäisch oder weltweit 
möglich ist. 

Dies haben wir eingebettet in 
einen Neuansatz für multinati-
onale Rüstungsprojekte mit klar 
definierten Prinzipien, mit de-
nen wir, neben den Synergie-
vorteilen einer gemeinsamen 
Beschaffung, die Interoperabi-
lität zwischen den beteiligten 
Streitkräften erhöhen. Die vier 
Prinzipien des neuen Ansatzes 
sind:

 > Bei multinationalen Pro-
grammen ist auf Seiten der 
öffentlichen Auftraggeber 
auf Basis einheitlicher Fähig-
keitsforderungen ein mög-
lichst einheitliches Design  
anzustreben.

 > Ein Staat übernimmt die 
 Führung bei Entwicklung und 
Realisierung eines Projekts 
aus einer Hand (Lead-Nation-
Ansatz).

 > Die Wertschöpfung erfolgt 
nicht automatisch in der 
Lead-Nation oder aus struk-
turpolitischen Überlegungen, 
sondern dort, wo die beste 
industrielle und technologi-
sche Kompetenz liegt.

 > Nicht nur Entwicklung und 
Beschaffung erfolgen ge-
meinsam, sondern auch In-
standsetzung und Einsatz-
unterstützung.

Ein aktuelles Beispiel ist die im 
Februar 2017 beschlossene Ko-
operation zwischen Deutsch-
land und Norwegen für eine 
gemeinsame Beschaffung von 
U-Booten und Lenkflugkörpern 
für die Marine. Da der Moder-
nisierungs- und Ausrüstungs-
bedarf der Marinen beider Län-
der vergleichbar ist, können 
wir hier Synergien bei For-
schung, Entwicklung, Einkauf, 
Logistik und Instandsetzung 
sowie bei der Ausbildung er-
schließen. Ein weiteres Beispiel 
ist das viernationale Rüstungs-
projekt „Eurodrohne“ mit 
Frankreich, Italien und Spani-
en. Auch hier hat Deutschland 
die „Lead-Rolle“ übernommen 
und bereits die multinationale 
Einigung auf ein einheitliches 
Systemdesign erzielt. Das Pro-
jekt sieht nach der finalen Defi-
nition des Luftfahrzeugs eine 
gemeinsame Entwicklung, Fer-
tigung und Nutzung des Sys-
tems vor. 

Klarheit des Bedarfs, strikte 
Bedarfsorientierung und eine 
neu geordnete Beziehung zur 
Industrie ermöglichen verläss-
lichere, transparentere und 
schnellere Entscheidungen  
und Umsetzung.

 < Prozesse werden 
 sicherer; Projekte 
 stabilisiert, teilweise 
gedreht

Von großer Bedeutung ist die 
systematische Optimierung 
der Beschaffungsprozesse. 
Durch Verbesserungen im Ver-
tragsmanagement haben wir 
es geschafft, mit der Industrie 
auf Augenhöhe zu verhandeln 
und gute Verträge zu schlie-
ßen. Dies war und ist insbeson-
dere für das Bundesamt für 
Ausrüstung, Informationstech-
nik und Nutzung der Bundes-
wehr (BAAINBw) eine Mam-
mutaufgabe: In Summe hat es 
in der 18. Legislaturperiode 

rund 40.000 Verträge geschlos-
sen (darunter circa 3.600 soge-
nannte oberschwellige Verträ-
ge, das heißt mit einem Auf- 
tragswert höher als 418.000 
Euro) und dabei gleichzeitig 
sukzessive die Vergabequalität 
steigern können. Bei den im 
Jahr 2016 abgeschlossenen 836 
oberschwelligen Verträgen kam 
es aufgrund von Rügen der 
 Industrie zu 16 gerichtlichen 
Nachprüfungsverfahren, von 
denen lediglich vier zu unseren 
Ungunsten entschieden wur-
den, weniger als 0,5 Prozent.

Durch Verbesserungen im Pro-
jektmanagement ist es gelun-
gen, komplexe Projekte und 
Programme besser im verein-
barten zeitlichen, finanziellen 
und inhaltlichen Rahmen zu 
halten. Durch die Etablierung 
des Risikomanagements haben 
wir nach innen und außen 
neue Transparenz geschaffen, 
die uns ein aktives, gemeinsa-
mes Management von Leitung, 
Ministerium und Ämtern er-
möglicht. Von diesen Verbes-
serungen profitiert die Bun-
deswehr sehr. Etliche Risiken 
konnten erfolgreich adressiert 
und Projektfortschritte erzielt 
werden, wenngleich – vor al-
lem bei langjährigen Projekten 
– bereits unterlaufene Fehler 
insbesondere im Projektauf-
satz nicht mehr geheilt werden 
können. Hier steht eine Stabili-
sierung im Vordergrund, um 
ein weiteres „Abdriften“ von 
den ursprünglichen Projekt-
zielen zu vermeiden. 

Die im BAAINBw eingerichtete 
Projektmanagementorganisati-
on zeigt in Verbindung mit der 
auf Staatssekretärsebene an-
gesiedelten Fachaufsicht 
 bereits ein Jahr nach ihrer Ein-
richtung große Vorteile. Sie 
 koordiniert programmatisch 
komplexe neue Projekte: der-
zeit das Taktische Luftverteidi-
gungssystem (TLVS), das Mehr-
zweckkampfschiff (MKS) 180 
und die Eurodrohne. Sie er-
möglicht schnelle und abge-
stimmte Entscheidungen und 
erlaubt dadurch eine starke Po-
sitionierung gegenüber multi-

nationalen Partnern und der 
Industrie. Dies bedeutet jedoch 
nicht, dass wir vorschnell zu 
einem Vertragsabschluss kom-
men, im Gegenteil: Gründlich-
keit geht vor Schnelligkeit. Wir 
brauchen gute Verträge insbe-
sondere bei lang laufenden 
Großprojekten, in denen jede 
Seite genau weiß, welche Auf-
gaben und welche Risiken sie 
übernimmt. Durch die enge 
Anbindung der Fachaufsicht an 
die Leitung können überdies 
Parlament und Öffentlichkeit 
verzugslos und umfassend in-
formiert werden. Ein robustes, 
integriertes Projektmanage-
ment macht die Herausforde-
rungen dieser drei Großprojek-
te beherrschbarer. Es stellt sich 
nun die Aufgabe, die Erkennt-
nisse auf andere Projekte zu 
übertragen.

Mit der anstehenden Fort-
schreibung des Customer Pro-
duct Management (nov.) wol-
len wir die in den vergangenen 
Jahren gesammelten Erfahrun-
gen und neuen Ansätze verste-
tigen und Handlungssicherheit 
erhöhen – mit einem breiten 
Ansatz der Beteiligung, einem 
systematischen Roll-out und 
Schulungen. Von besonderer 
Bedeutung ist dabei die Aus-
differenzierung des Beschaf-
fungsweges – für Großprojekte 
gelten andere Regeln als für 
Massengüter. Die Digitalisie-
rung der Prozesse wird zu einer 
weiteren Entlastung führen. 

Letztlich müssen die Prozess-
anpassungen auch der Nut-
zung zu Gute kommen und zu 
einer Erhöhung der Einsatzbe-
reitschaft beitragen. Hier ist 
unverändert Verbesserungsbe-
darf zu erkennen und muss ein 
Schwerpunkt weiterer Verän-
derungen werden. 

 < Vernachlässigte 
 Themen wurden auf-
gegriffen; Cyber/IT 
und Digitalisierung als 
Topthemen aufgestellt

Die Agenda Rüstung hat sich 
auch in Bereichen ausgewirkt, 
die in der Vergangenheit weni-
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ger Aufmerksamkeit fanden, 
die „liegengeblieben“ waren.  
In diesem Zusammenhang sind 
etwa die Komplexen Dienstleis-
tungen (KDL, umfassen die Be-
teiligungsgesellschaften der 
Bundeswehr) und der Einkauf 
der Bundeswehr (EinkaufBw) 
zu nennen, die viel zu lange ein 
Schattendasein führten. Aus-
gehend von einer KDL-Strate-
gie haben wir neue Ansätze 
der Beteiligungsführung initi-
iert. In den Gesellschaften und 
im EinkaufBw wurden Opti-
mierungsprozesse eingeleitet. 

Maßgeblich vorangebracht wur-
den auch die Bereiche Wehr-
technische Forschung und 
 Technologie (F&T) sowie Inno-
vation. Wir haben den F&T-Pro-
zess umfänglich geprüft und 
unter anderem durch eine stär-
kere Digitalisierung, Steue-
rungsfähigkeit sowie und die 
Ausrichtung an Schlüsseltech-
nologien angepasst. Mit dem 
Cyber Innovationshub wurde 
eine Plattform geschaffen, die 
insbesondere mit Start-Ups im 
sich enorm schnell entwickeln-
den Bereich Cyber- und Infor-
mationstechnik (Cyber/IT) 
neue Wege beschreitet.

Dem gesamten Bereich Cyber/
IT und Digitalisierung kommt 
aufgrund des rasanten techni-
schen Fortschritts und des 
querschnittlichen Charakters 
eine Sonderrolle zu; ein Um-
denken in vielfältiger Hinsicht 
war erforderlich. Stichworte 
sind Prozesse, Organisation 
und Herangehensweise. Kom-
plexität und Schlagzahl lassen 
sich nur mit innovativen Lö-
sungen und neuen Ansätzen 
bewältigen, wie sie in der Stra-
tegischen Leitlinie Digitalisie-
rung und der IT-Strategie auf-
gezeigt werden. Durch die 
Einrichtung der neuen Abtei-
lung Cyber/Informationstech-
nik im Bundesministerium der 
Verteidigung und die Aufstel-
lung des Organisationsbereichs 
Cyber- und Informationsraum 
wurde dieses wichtige Thema 
prominent auf die Tagesord-
nung gehoben und mit den er-
forderlichen Ressourcen und 

Kompetenzen (insbesondere 
Architektur- und Budgetho-
heit) versehen. 

 < Kultur des Miteinan-
der als zentraler Ver-
änderungsbaustein

Neben den genannten Verän-
derungen bei Strategie, Prozes-
sen und vernachlässigten The-
men zeichnet sich die Agenda 
Rüstung zudem dadurch aus, 
dass sie die Kultur des Zusam-
menarbeitens adressiert und 
verändert hat. Das Zielbild Rüs-
tungsmanagement als Werte-
kompass für unsere Art des 
Miteinander, der Zusammenar-
beit, die jedem Stütze und Ori-
entierung sein kann, hat hier-
bei einen wesentlichen Beitrag 
geliefert. Es ist ebenso selbst-
verständlich wie unerlässlich, 
miteinander zu reden und mit-
einander zu arbeiten – über mi-
nisterielle Abteilungen hinweg, 
zwischen Ministerium und Äm-
tern, über alle Hierarchieebe-
nen. Gemeinsam konzentrie-
ren wir uns jetzt noch stärker 
als zuvor auf Lösungen, auf 
den konkreten Output – um 
unseren Soldatinnen und Sol-
daten die bestmögliche Aus-
rüstung für ihre Aufgabener-
füllung zur Verfügung zu 
stellen. Dabei werden die Steu-
erung über Ziele und der Dialog 
darüber eine zentrale Rolle spie-
len. Die Arbeit ist erst dann ge-
tan, wenn die Ausrüstung ein-
satzbereit zur Verfügung steht 
und funktionstüchtig ist. Das 
Ministerium muss sich in die-
sem Prozess noch stärker auf 
strategische Themen konzen-
trieren und den Ämtern – der 
Durchführungsebene – die er-
forderlichen Freiräume sichern. 
Die Ämterebene muss konse-
quent auf operative Exzellenz, 
auf Output fokussieren.  

 < Viel erreicht –  
für die Bundeswehr

Für eine abschließende Bilanz 
ist es sicherlich zu früh, es gibt 
noch viel zu tun – und dennoch 
haben wir nach drei Jahren be-
reits einige Erfolge erreicht: 
Der Entscheidungs- und Be-

schaffungsstau der vergange-
nen Jahre bei Rüstungsprojek-
ten ist aufgelöst, abzulesen 
auch an der deutlich gestiege-
nen Zahl an Verträgen, insbe-
sondere der 25-Millionen-Euro-
Vorlagen: Seit 2014 wurden 
77 Projekte mit einem Gesamt-
volumen von rund 30 Milliar-
den Euro durch den Deutschen 
Bundestag gebilligt und auf 
den Weg gebracht. 

Die Trendwende ist eingeleitet, 
bei der Truppe kommt wieder 
neue Ausrüstung an. In der 
18. Legislaturperiode konnten 
beispielsweise mehr als zehn 
Transportflugzeuge A400M, 
15 Leichte Mehrzweckunter-
stützungshubschrauber,  
20 Eurofighter, 23 NH90, 28 
UH TIGER und 124 PUMA an 
die Streitkräfte übergeben 
werden. 1.800 militarisierte 
Fahrzeuge wurden durch die 
BwFuhrparkService GmbH als 
Ersatz stark überalterter Fahr-
zeuge beschafft. Zusätzliche 
geschützte Fahrzeuge des Typs 
EAGLE V sowie ungeschützte 
Fahrzeuge werden folgen. Der 
Bestand an einsatzbewährter 
Kampfkleidung konnte um 
25.000 Sätze signifikant auf-
gestockt werden. Die Gebirgs-
jäger erhielten neue Schnee-
tarnanzüge mit Kälteschutz. 
Wir haben HERON 1 kurzfristig 
in den Einsatz nach Mali ge-
bracht. Die Nutzungsdauer der 
Fregatte 122 wurde verlängert 
und ein zweites Los der Kor-
vette 130 in Rekordzeit unter 
 Vertrag genommen. Auch die 
Anzahl der mobilen IT-Arbeits-
plätze wurde auf über 10.000 
signifikant erhöht.

Diese Erfolge konnten wir nur 
durch gemeinsame Anstren-
gungen aller Beteiligten erzie-
len. Dafür gebührt allen Dank 
und Anerkennung!

 < Veränderungen 
 brauchen Zeit und 
 Geduld – und müssen 
über Systemgrenzen 
hinausgehen

In den vergangenen drei Jahren 
haben wir gemeinsam im be-

stehenden System viel verän-
dert. Nahezu jeder Stein wurde 
umgedreht, fast jeder Bereich 
durchleuchtet. Drei Jahre 
Agenda Rüstung zeigen aber 
auch: Veränderungen brau-
chen Zeit und Geduld. Die 
transparente weitere Umset-
zung der Agenda Rüstung so-
wie die Sicherung der Nach-
haltigkeit der eingeleiteten 
Veränderungen sind daher we-
sentliche Elemente im weite-
ren Vorgehen.

Doch es muss darüber hinaus-
gehen: Vor dem Hintergrund 
der verschärften sicherheitspo-
litischen Lage und des sich als 
Konsequenz ergebenden An-
stiegs des Verteidigungshaus-
halts – um unsere Soldatinnen 
und Soldaten mit dem best-
möglichem Material für die 
 Erfüllung ihrer Aufgaben aus-
zurüsten – müssen wir Verän-
derungen über Systemgrenzen 
hinausdenken und erreichen. 
Mit Blick auf die nächste Legis-
laturperiode muss über eine 
Aufhebung oder Anpassung 
der Wertobergrenze von 
25 Millionen Euro für Beschaf-
fungen nachgedacht werden. 
Zudem sollten wir eine Über-
tragbarkeit der Haushaltsmit-
tel und damit eine Überjährig-
keit bei Rüstungsprojekten 
erreichen, um flexibler auf Pro-
jektrisiken oder Verzögerungen 
reagieren zu können. Über eine 
Anpassung des Vergaberechts 
müssen wir ebenfalls nachden-
ken, genauso wie über das The-
ma Personal – und dabei offen 
für neue Wege sein, auch was 
die Zusammenarbeit mit ande-
ren Ressorts und mit der Pri-
vatwirtschaft betrifft. Schließ-
lich gilt es, mit unseren Part- 
nern in Europa zu einem ver-
tieften Miteinander zu gelan-
gen, um den gemeinsamen 
 Herausforderungen mit ge-
meinsamen Lösungen zu be-
gegnen.

Die Bundeswehr steht vor gro-
ßen Herausforderungen, die 
nur mit vereinten Kräften ge-
meistert werden können. Las-
sen Sie uns gemeinsam weiter 
daran arbeiten! 
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